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INSERAT

Bereits geht das Agglomerationspro-
gramm (AP) in seine nächste Runde.
Gestern lief die Teilnahmefrist an der
Mitwirkung ab. Wie viele Private, Un-
ternehmen, Gruppierungen oder Par-
teien sich beteiligten, kann noch
nicht abschliessend beantwortet wer-
den. Stadtpräsident Thomas Rufener
(SVP) hat Eingaben vor allem von den
Parteien erhalten, wie er erklärt. Die
meisten Parteien haben ihren Mit-
wirkungsbericht auch dem az Lan-
genthaler Tagblatt zugesendet (siehe
Kästen unten).

SVP, SP, jll, GLP, FDP und EVP un-
terstützen unisono die Bemühungen
der Stadt, mit einem ausführlichen
AP an die Bundesgelder zu kommen.
Für alle ist dabei klar, dass die Ent-
wicklung des Bahnhofes der Schwer-
punkt sein muss. Die SVP schreibt
unter dem Titel «Diese Chance ist ei-
ne Pflicht»: «Am Bahnhof besteht aus
städtebaulicher und gestalterischer
Sicht seit Jahren dringend Nachhol-
bedarf. Die aktuell erarbeiteten Pro-
jekte generieren geschätzte Kosten
in Höhe von etwa 50 Millionen

Franken. Eine Summe, die eine
Gemeinde wie Langenthal selbst
nicht bereitstellen kann.» Die Bahn-
hof-Pläne würden die Situation für
die gesamte Region verbessern. «Vor
allem die Bedürfnisse des öffentli-

chen Verkehrs, der regionalen Sied-
lungs- und Landschaftsstruktur zwi-
schen Huttwil, Herzogenbuchsee,
Niederbipp und Roggwil/Wynau.»
Der Bund berappe bis zu 40 Prozent
der Kosten eines Projektes innerhalb

des APs. Und zahlt der Bund, zieht
der Kanton nach mit bis zu 30 Pro-
zent der Kosten. Der Stadt Langen-
thal würden somit noch 30 Prozent
verbleiben. Für die SVP Langenthal
gebe es in diesem Geschäft kein
Wenn und Aber.

Noch nicht so zielgerichtet und
kampfesbereit tönt die SP, die in ih-
rem Mitwirkungsbericht schreibt:
«Die Lebensqualität in Langenthal ist
gut, kann jedoch weiterhin gezielt
gefördert werden.» Immerhin haben
die Parteivertreter das AP eingehend
studiert. Resultat sind etliche Anre-
gungen zu diversen Punkten.

Früchte tragen
Auch die FDP/jll-Fraktion scheint

noch nicht ganz auf dem Schlitten zu
sein. Wenigstens hofft sie, dass das
AP zum räumlichen Zukunftsbild
Langenthals beitragen wird und ter-
mingerecht der Prüfung zugeführt
werden kann. Und sie hofft, dass die
Zusammenarbeit mit Kanton und
Bund Früchte trägt.

Die EVP betrachtet das Agglomera-
tionsprogramm als «ausgezeichnete
und zielgerichtete Grundlage, um

Bundes- und Kantonsgelder für
Grossprojekte zu erhalten». Auch die
EVP erinnert daran, dass das AP nicht
nur Langenthal sondern auch der Re-
gion diene. Es sei deshalb wichtig
und entscheidend, dass das Pro-
gramm von der gesamten Region
Oberaargau getragen und unterstützt
wird. «Der Oberaargau muss gegen-
über den entscheidenden Behörden
ein geschlossenes Auftreten an den
Tag legen und ein unmissverständli-
ches Signal der Unterstützung im
Sinne von ‹Das wollen wir!› aussen-
den.» Die GLP übt sich noch etwas in
Zurückhaltung, schreibt aber: «Die
Richtung stimmt.»

Er habe nicht unbedingt viele Ein-
gaben erwartet, ergänzt Thomas Ru-
fener. «Hauptzweck der Mitwirkung
war auch einfach die Information.»
Die Stadt wird nun die Mitwirkungs-
eingaben sichten, bearbeiten, und al-
lenfalls das AP ergänzen. Im Septem-
ber folgt als wichtiger Schritt die Be-
ratung im Stadtrat einer Kreditvorla-
ge zur Bahnhof-Planung. Dann erhält
der Kanton das Programm zum Ab-
gleichen. Und vor Ende Jahr soll es
beim Bund im Briefkasten stecken.
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Die EVP Region Oberaargau und die
EVP Langenthal unterstützen sämtli-
che Bestrebungen der Stadt für die
öffentlichen Gebiete des Entwick-
lungsschwerpunktes Bahnhof. Zent-
ral sei eine attraktive Ausgestaltung
der Bahnhofpassage. Im Speziellen
soll der Kanton der Stadt die vorge-
sehene P+R-Anlage zugestehen, da
diese eine verkehrspolitische Funkti-
on für die Region hat.
Im Weiteren soll der «grüne Ring»,
als Qualitätsmerkmal Langenthals
erhalten bleiben. Diese Forderung
tangiert die städtebauliche Entwick-
lung. Die EVP wünscht deshalb,
dass nicht der Bau von teuren Pend-
lerwohnungen im Vordergrund ste-
hen soll, sondern eine massvolle
Siedlungsverdichtung. Das Markthal-
lenareal und das «Porzi»-Areal müss-
ten einen zentralen Platz in der Ge-
samtstadtentwicklung einnehmen.
Zudem unterstützt die EVP die Be-
mühungen, den Verkehr auf ver-
kehrsorientierte Strassen zu lenken
und Quartierstrassen vom Durch-
gangsverkehr freizuhalten. (UBY)

EVP

Die Grünliberale Partei (GLP) unter-
stützt die Zielsetzungen des Agglo-
merationsprogramms (AP) mit dem
Entwicklungsschwerpunkt Bahnhof.
Dieser mindere in seinem heutigen
Zustand die Attraktivität von Langen-
thal als Regionenhauptstadt.
Zwei Bereiche dürften nicht verges-
sen gehen: Als «Energiestadt» sollte
Langenthal im AP aufzeigen, wie
sich die Entwicklung der Stadt auf
den Energieverbrauch auswirkt und
wie sich die erwartete Zunahme
nachhaltig durch mehr Energieeffizi-
enz und erneuerbare Energien de-
cken lässt. Vergessen gehen dürfe
auch nicht die Telekommunikations-
infrastruktur. Flächendeckende Glas-
faseranschlüsse seien ein wichtiger
Standortvorteil. Sie ermöglichten
nicht nur neue Geschäftsmodelle,
sondern auch neue Arbeitsformen.
Sie würden die Attraktivität von Lan-
genthal steigern. Dass im 200 Sei-
ten umfassenden Programm nur
zwei Seiten dem Bereich «Natur und
Umwelt» gewidmet sind, bezeichnet
die GLP als «Alibiübung». (UBY)

GLP

Die SP Langenthal geht in ihrem
Mitwirkungsbericht zum Agglomera-
tionsprogramm (AP) gezielt auf ein-
zelne Punkte ein. Der Entwicklungs-
schwerpunkt Bahnhof soll zu einer
notwendigen Qualitätssteigerung
führen. Der Perimeter der Planung
soll aber auf der Südseite ausgewei-
tet werden auf angrenzende Parzel-
len und Liegenschaften. Gefordert
wird ein behindertengerechter Bahn-
hof, eine grosszügige Unterführung
und genügend Veloabstellplätze.
Zu weiteren Punkten im AP nimmt
die SP wie folgt Stellung: Anstelle
von modernen, nicht ins Stadtbild
passenden Neubauten sollten alte
und schützenswerte Liegenschaften
erhalten werden. Es sei unbedingt
darauf zu achten, dass das «Porzi»-
Areal seine Eigenheit nicht verliere.
Die innerstädtische Allmend, das
Markthallenareal, dürfe nicht einge-
pfercht werden. Die entsprechende
Abbildung im AP zeige eine fast un-
mögliche Verdichtung sowie den Ab-
riss von alten ins Stadtbild passen-
den Liegenschaften. (UBY)

SP

Vorstand und Fraktion der SVP Lan-
genthal unterstützen die Strategie,
den Entwicklungsschwerpunkt
Bahnhof als Kernstück des Agglome-
rationsprogramms zu priorisieren.
«Das Bahnhof-Gebiet ist für die
Stadt ein Ort mit grossem Entwick-
lungspotenzial, der vielfältige An-
sprüche erfüllen muss. So ist er die
zentrale Drehscheibe des öffentli-
chen Verkehrs und muss daher hohe
funktionale Anforderungen erfüllen.»
Er sei Verknüpfungspunkt von Indivi-
dualverkehr und öffentlichem Ver-
kehr (Bahn- und Buslinien) und müs-
se kurze Umsteigezeiten gewähr-
leisten. Weiter sei der Bahnhof An-
kunfts- und Wegfahrtsort nicht nur
für Ortsansässige, sondern auch für
viele Auswärtige und müsse deshalb
übersichtlich gestaltet sein und eine
rasche Orientierung ermöglichen. Er
habe als Ziel-/Quellort von Verkehrs-
teilnehmenden unterschiedlichen
Nutzungsansprüchen gerecht zu
werden. Zudem würden Bahnhofs-
gebiete zunehmend attraktiver zum
Wohnen und Arbeiten. (UBY)

SVP

Im Mitwirkungsbericht der Fraktion
FDP/jll werden lobende Worte zur
Planung rund um den Bahnhof ge-
äussert. «Städtebauliche Elemente
wie Landmarks setzen mutige Ak-
zente. Südseitiger Busbahnhof und
nordseitige Autoeinstellhalle ergän-
zen sich und eine attraktive Perso-
nenunterführung für Fussgänger und
Velofahrer behebt ein altes Prob-
lem.» Die FDP/jll-Fraktion bedauert
aber, dass aus parteipolitischen
Überlegungen und terminlichen
Zwängen keine visionären Ideen zur
Entlastung der Kernzone oder die
Anbindung an den möglichen Auto-
bahnzubringer formuliert wurden. So
hofft die FDP, dass dem Bevölke-
rungswachstum und der Verkehrszu-
nahme bis 2030 mit Koexistenz be-
gegnet werden kann. Um den künfti-
gen Baulandbedarf für Wohnen und
Arbeiten zu befriedigen, seien die
ausgewiesenen, theoretischen Bau-
zonenreserven ungenügend und
deshalb politische Massnahmen nö-
tig, damit Langenthal der Nachfrage
gerecht werden kann. (UBY)

FDP und jll


